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Hochverrat in Athen
Massive Etateinschnitte und Privatisierung bedeuten nicht Rettung, sondern Aufgabe 
der nationalen Souveränität zugunsten der Finanzindustrie
Von Rainer Rupp

Kotau vor dem Finanz­kapital: Griechenlands Regierungschef Giorgos 
Papandreou
Foto: AP 

Das griechische Parlament hat diese Woche noch schärfere, 
zusätzliche Haushaltskürzungen beschlossen. Diese 
»Spar«maßnahmen werden die arbeitende Bevölkerung des 
Landes noch stärker ausquetschen als bisher. Und ein Ende 
ist nicht in Sicht. Experten zufolge werden die Griechen die 
kommenden 30 Jahre in der Zinsknechtschaft internationaler 
Banken verbringen. Zudem sollen unter dem Druck der 

sogenannten Troika aus EU, Internationalem Währungsfonds (IWF) und 
Europäi­scher Zentralbank (EZB) die besten Staatsbetriebe und -Unternehmen 
Griechenlands privatisiert und zu aktuellen Schnäppchenpreisen an internationale 
Konzerne verscherbelt werden.

Regierung und Parlament in Athen haben Hochverrat begangen. Sie habe ohne 
unter militärischer Besatzung zu stehen, einen großen Teil der nationalen 
Souveränität an Brüssel abgegeben. Dort dürfte in Zukunft hauptsächlich 
Deutschland die Finanz- und Sozialpolitik in Hellas bestimmen. Auch die territoriale 
Integrität des Landes wird teilweise in Frage gestellt – die Regierung will auch 
griechische Inseln langfristig verleasen.

Die Finanzpakete der Troika sind den Preis der verlorenen Souveränität nicht wert. 
Im Gegenteil. Ein Staatsbankrott wäre der beste Ausweg für die Masse der 
griechischen Bevölkerung. Eine derartige Pleite bedeutet nicht den Untergang, wie 
2002 das Beispiel Argentinien gezeigt hat. Schon wenige Jahre nach der 
verkündeten Zahlungsunfähigkeit (und Zahlungsunwilligkeit) floriert die argentinische 
Wirtschaft und das Land ist auch international wieder kreditwürdig. Auch Rußland 
stellte 1998 seine Zins- und Rückzahlungen an die internationale 
Bankengemeinschaft ein. Nicht lange nach der Pleite wurden die ausstehenden 
Verbindlichkeiten zu viel günstigeren Bedingungen umstrukturiert, und das Land 
erlebte einen wirtschaftlichen Boom.

Zuletzt hatte die Bevölkerung des kleine Island die Regierung davongejagt, die den 
Menschen die gigantischen Schulden der Zockerbanken auferlegen wollte. Die 
internationalen Bankster (aus Banker + Gangster) und ihre bezahlten Politiker 
drohten den Nachfahren der Wikinger mit einem wirtschaftlichen Armageddon. Das 
blieb aus. Heute, knapp zwei Jahre später, erlebt die isländische Wirtschaft wieder 
einen leisen Aufschwung.
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Einen Bankrott Griechenlands, mit seinem Anteil von weniger als 2,5 Prozent am 
Bruttoinlandsprodukt der EU, könnte Europa verkraften. Der Grund, weshalb alles 
darangesetzt wird, eine Pleite zu verhindern, ist die Tatsache, daß das Schicksal 
Athens nicht nur mit dem internationalen Bankensystem aufs engste verfilzt ist. Es ist 
auch straff an die politischen Ambitionen der neoliberalen europäischen Elite 
gekettet, die Jahrzehnte dafür gebraucht hat, die souveränen Nationalstaaten durch 
ein System der eingeschränkten Souveränität in einem vereinten Europa zu 
ersetzen. Hier haben die großen Konzerne das Sagen. Wenn auch nur ein Land aus 
dieser Front ausschert, könnte das ganze Projekt ins Wanken geraten.

Genauer betrachtet sei der wieder einmal abgewandte bzw. verschobene 
Staatsbankrott in Athen weniger ein Problem Griechenlands. Auch nicht unbedingt 
eines der europäischen Gemeinschaftswährung. Die aufgeschobene Pleite markiere 
eine neue europäische Bankenkrise, so Irwin Stelzer, Direktor für 
wirtschaftspolitische Studien des berühmten Washingtoner Hudson Institutes. Die 
europäischen Finanzkonzerne hätten es nach der ersten Finanzkrise 2008 versäumt, 
reinen Tisch zu machen. In der Hoffnung, die Zeit würde alle Wunden heilen und die 
Märkte für Schrottpapiere würden sich wieder erholen, behielten sie ihre 
»Finanzleichen« im Keller statt sie, wie geboten, abzuschreiben. Aber das hätte eine 
schmerzhafte und schwierige Rekapitalisierung der Banken erfordert. Zugleich 
schleppten die Institute immer noch massenhaft unverkäufliche – und damit wertlose 
– Papiere mit sich herum, die gar nicht in ihren Bilanzen auftauchten, so Stelzer. Das 
sind die realen Hintergründe für die hektischen Warnungen, daß eine neue, dem 
Fiasko der US-Investmentbank Lehman Brothers ähnliche, Finanzkrise bevorstehe. 
Solcherart Tatarenmeldung verbreitete z.B. Deutsche-Bank-Chef Josef Ackermann 
angesichts des drohenden griechischen Staatsbankrotts. Denn bei einer Pleite in 
Athen, aber auch in Lissabon oder Dublin, würden die »Zombies« aus den Kellern 
der Finanz­institute ans Tageslicht kommen, und die meisten europäischen 
Großbanken wären urplötzlich wieder in ihrer Existenz gefährdet. Und das mußte 
verhindert werden.

Wer jedoch glaubt, jetzt sei Griechenland gerettet, der irrt gewaltig. Alles was die 
Troika bisher getan hat, ist die griechische Schuldenlast von 260 Milliarden auf 330 
Milliarden Euro zu erhöhen. Es wird so getan, als würden hohe Schulden am besten 
mit noch höheren Schulden bekämpft. Auch von den »frischen« Milliarden kommt 
kein einziger Euro der griechischen Wirtschaft zugute. Die Gelder gehen 
ausschließlich an die internationalen Banken zur Zahlung von Zinsen und fälligen 
Altschulden. Und noch ein makabrer Effekt zeigt sich: Weil Griechenlands BIP real 
gesunken ist, ist dessen Staatsschuld von 120 Prozent auf derzeit 150 Prozent der 
Wirtschaftsleistung gewachsen. In den nächsten Jahren soll das griechische BIP um 
bis zu zehn Prozent fallen. So wird die Schuldenlast im Verhältnis zum 
Bruttoinlandsprodukt immer größer. Gleiches gilt für Portugal und Irland.

Angesichts der politischen Unruhen rechnen Finanzmanager wie Andrew Balls vom 
Vermögensverwalter ­PIMCO, daß unter dem wachsenden Druck der Bevölkerung 
die griechische Regierung früher oder später »das Sparprogramm aufgibt«. Für die 
Euro-Zone erwartet daher das Vorstandsmitglied des australischen Zentralbank 
Warwick McKibbin »mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit einen Kollaps«.


